
 

Landkreis Vorlage-Nr. 77/2016 

Der Landrat Ergänzung  

 öffentlich X 

Az: 55 nichtöffentlich  

 Kosten (Betrag in Euro)  

 im Budget enthalten nein 

 Auswirkung Finanzziel nein 

 Mitwirkung Landrat ja  

 Qualifizierte Mehrheit nein 

 Datum 08.06.2016 

 
 
 

 
Beschlussvorlage 
 

3. Änderung der Satzung des Landkreises Peine über Aufwandsentschädigung und 
Ersatz von Auslagen und Verdienstausfall für Kreistagsabgeordnete und sonstige 

Ausschussmitglieder  
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 

Der 3. Änderung der Satzung des Landkreises Peine über Aufwandsentschädigung und Ersatz von 
Auslagen und Verdienstausfall für Kreistagsabgeordnete und sonstige Ausschussmitglieder wird 
zugestimmt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(LR)  (OEL) 

 
 
 

Gremium zuständig gem. TOP Datum Ja Nein Enth. Kenntnis Vertagt 

KA (Kreisausschuss) § 76.1 NKomVG  22.06.2016      

KT (Kreistag) § 58.1 NKomVG  22.06.2016      

 
 



 
Sachdarstellung: 

 
Nach § 55 II NkomVG beruft das Innenministerium jeweils vor dem Ende der Kommunalwahl-
periode eine Kommission, die Empfehlungen zur Ausgestaltung über Art und Höhe von 
Entschädigungen der Abgeordneten in den kommunalen Gremien gibt. Seit Mai liegen nun diese 
aktuellen Empfehlungen vor.  
 
Eine Auswertung in Bezug auf die geltende diesbezügliche Satzung des Landkreises Peine kommt 
zu dem Ergebnis, dass sich die Höhe der Entschädigungen überwiegend im Rahmen der 
Empfehlungen bewegt.  
 
Abweichende Empfehlungen gibt es dahingehend, dass von einer Gewährung von Sitzungsgeld 
für repräsentative Veranstaltungen ebenso abgeraten wird (ggs. § 1 V Aufwandsentschädigungs-
satzung), wie von der Gewährung eines weiteren Sitzungsgeldes ab einer bestimmten Sitzungs-
dauer (ggs. § 1 VI AES).  
Anderseits wird die Zahlung einer erhöhten Entschädigung auch für die/den Kreistagsvorsitzende/n 
(ggs. § 2 I AES) angeraten, sowie empfohlen, die in Bezug auf Sitzungsgeld entschädigungs-
fähigen Sitzungen zahlenmäßig zu begrenzen.  
 
Hinsichtlich der Erstattung von Verdienstausfällen hat sich darüber hinaus im Rahmen einer 
hiesigen Umfrage bei benachbarten Kommunen (sh. Vorlage 38/2014) ergeben, dass sich die 
Höhen der jeweiligen Beträge in einem Spektrum von 17 Euro/h bis 32 Euro/h bewegen.  
 
Zusammenfassend kommt die Kreisverwaltung bei der Auswertung der Kommissionsem-
pfehlungen und der erwähnten Umfrage in Bezug auf die hiesige geltende Satzung zu folgendem 
Ergebnis: 
 
Ehrenamtliche Tätigkeiten im Rahmen kommunaler Selbstverwaltung bedeutet immer auch, Zeit 
im Interesse des Gemeinwohls zu investieren.  
 
Andererseits sollen und dürfen denjenigen, die sich als Kreistagsabgeordnete kommunalpolitisch 
engagieren, nicht finanzielle Nachteile entstehen. Treten solche Nachteile ein, leidet das freiwillige 
bürgerschaftliche Engagement und wird die kommunale Selbstverwaltung als solche gefährdet.  
 
Aufgabe und Ziel der gesetzlichen Regelungen über die Entschädigung der kommunalen 
Abgeordneten und unserer auf dieser Grundlage zu erlassenden Satzung ist es, den Eintritt 
finanzieller Nachteile für in dieser Weise ehrenamtlich Tätige zu verhindern.    
 
Eine Satzungsänderung sollte deshalb berücksichtigen, dass 
 

a) die erstattungsfähige Höhe eines Verdienstausfalls auf max. 30 Euro/Stunde 

angehoben wird   

 

b) der/die Kreistagsvorsitzende eine zusätzliche monatliche Aufwandsentschädigung 

in Höhe von 150 Euro erhält (inkl. erhöhte Fahrtkostenerstattung analog KA-Mitgliedern) und 

 

c) eine Kumulation der zusätzlichen Aufwandsentschädigungen möglich ist. 

 
 
 



3. Satzung zur Änderung der 
 

Satzung des Landkreises Peine über  
Aufwandsentschädigung und Ersatz von Auslagen und  

Verdienstausfall für Kreistagsabgeordnete und sonstige Ausschussmitglieder des 
Landkreises Peine vom 19. Dezember 2001 

 
Aufgrund der §§ 10 und 58 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes 
(NKomVG) hat der Kreistag in seiner Sitzung am 22. Juni 2016 folgende 3. Änderungssat-
zung beschlossen: 
 

Artikel 1 
§ 2 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 
 
Neben der Aufwandsentschädigung und dem Sitzungsgeld nach § 1 erhalten gemäß § 35 
Abs. 7 NLO als zusätzliche monatliche Aufwandsentschädigung  
- die/der 1. stellv. ehrenamtliche Landrätin/Landrat 320 Euro,  
- die/der 2. stellv. ehrenamtliche Landrätin/Landrat 220 Euro,  
- die/der 3. stellv. ehrenamtliche Landrätin/Landrat 170 Euro,  
- der/die Vorsitzende des Kreistages 150 Euro,  
- die Kreisausschussmitglieder 150 Euro,  
- die Fraktionsvorsitzenden 150 Euro 
Eine Kumulation der Zahlungen ist möglich. 
 

Artikel 2 
§ 3 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 
 
Zur Abgeltung der entstehenden Fahrkosten innerhalb des Kreisgebietes werden monatlich 
zusätzlich zu den Aufwandsentschädigungen gemäß § 1 und 2 gezahlt  
 

 bis 5 km bis 10 km bis 15 km über 15 km 
1. ehrenamtlich/e Vertreter/in des Landrats/der Landrätin 50 Euro 100 Euro 150 Euro 200 Euro 
2. ehrenamtlich/e Vertreter/in des Landrats/der Landrätin  40 Euro 80 Euro 120 Euro 160 Euro 
3. ehrenamtlich/e Vertreter/in des Landrats/der Landrätin                                                             40 Euro 80 Euro 120 Euro 160 Euro  
Fraktionsvorsitzende/r 40 Euro 80 Euro 120 Euro 160 Euro 
Kreisausschuss-Mitglieder und Vorsitzende/r des Kreistages  20 Euro 40 Euro   60 Euro   80 Euro 
übrige Kreistagsabgeordnete 15 Euro 30 Euro   45 Euro   60 Euro 
 
Für Inhaber/innen mehrerer der vorstehend aufgeführten Funktionen wird nur jeweils die   
höhere Pauschale gezahlt. 
 

Artikel 3 
§ 4 wird wie folgt geändert:  
 
Den Kreistagsabgeordneten wird auf Antrag gemäß § 35 Abs. 5 NLO Verdienstausfall in 
nachgewiesener Höhe, höchstens jedoch 30 Euro je Stunde erstattet. Der Anspruch wird in 
der Woche von montags bis samstags an allgemeinen Arbeitstagen auf 8 Stunden begrenzt, 
die in der Zeit zwischen 8.00 und 18.00 Uhr liegen können. 
 
Diese Satzung tritt am 01. November 2016 in Kraft. 
 
Peine, den 22. Juni 2016 
Landkreis Peine 
 
 
Einhaus  
Landrat 
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